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Rechtssatz 

Die Unkenntnis eines Gesetzes kann nur dann als unverschuldet angesehen werden, wenn jemandem die 
Verwaltungsvorschrift trotz Anwendung der nach seinen Verhältnissen erforderlichen Sorgfalt unbekannt 
geblieben ist. Nur ein unverschuldeter Rechtsirrtum - im Unterschied zu einem verschuldeten (so auch 
bloß fahrlässigen) Irrtum - bildet im Sinne des § 5 Abs. 2 VStG einen Schuldausschließungsgrund. Selbst 
guter Glaube stellt dann den angeführten Schuldausschließungsgrund nicht her, wenn es Sache der Partei 
ist, sich mit den einschlägigen Vorschriften vertraut zu machen und im Zweifel bei der Behörde 
anzufragen. In der Unterlassung von diesbezüglichen Erkundigungen liegt zumindest ein fahrlässiges 
Verhalten (VwGH 23.03.2012, 2010/02/0294; VwGH 13.4.2021, Ra 2021/09/0056 und 0057). Auch eine 
irrige Gesetzesauslegung entschuldigt den Betroffenen nur dann, wenn sie unverschuldet war (VwGH 
29.8.2023, Ro 2022/02/0013; VwGH 9.9.2022, Ra 2022/09/0101). 
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